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on dem durch Reichsgesetz vom  
26. März 1926 zur Förderung 
des Kleinwohnungsbaues be­
willigten Kredit von 200 Mil­
lionen Reichsmark sind jetzt 
durch den Reichsminister der 
Finanzen die ersten 40 Millionen 
Reichsmark zu einem Zinssatz 
von 6% v. H. bereitgestellt wor­
den. Zu diesem ersten Kredit 

hat der Reichsarbeitsminister unter dem 16. April 1926 
Ausführungsbestimmungen erlassen, aus denen fol­
gendes zu entnehmen ist:

Die erste Quote ist nur als Zwischenkredit für 
Kleinwohnungsbauten gedacht, die nach den Bestim­
mungen der Länder und Gemeinden Hauszinssteuer­
hypotheken erhalten und den hierfür maßgebenden  
Richtlinien entsprechen. Voraussetzung ist ferner, daß 
die Wohnungen nicht zu spekulativen Zwecken be­
nutzt werden. Der Kredit dient also nicht zur sofor­
tigen Hypothekenbestellung, sondern lediglich als 
Baugeld, das zu 7 Y. v. H. erhältlich sein wird.

Der Bauherr soll aus den Mitteln dieser ersten 
Rate von 40 Mill. M. sein Baugeld nur in Form von 
Baugeldraten, entsprechend dem Fortschreiten des 
Bauvorhabens, genau wie bei den Hauszinssteuer­
hypotheken, erhalten. Wenn das Haus gebrauchsfertig 
hergestellt ist, kann nach den Bestimmungen des 
Hypothekenbankgesetzes eine endgültige I. Hypothek  
eingetragen werden. Der Bauherr hat den Zwischen­
kredit, den das Reich zum Selbstkostenpreis, d. h. 
zum Zinssatz von 6% v. H., bereitstellt, in der üb­
lichen Form, und zwar grundsätzlich hypothekarisch 
sicherzustellen. Um jede Verteuerung zu vermeiden, 
haben sich die Realkreditanstalten bereit erklärt, zur 
Abdeckung ihrer Gesamtunkosten einen Verwaltungs­
kostenbeitrag von höchstens 0,5 v. H. im Jahre er­
heben zu wollen.

Die Kreditvermittelung wird nur durch die Länder 
bzw. durch die von diesen bezeichneten Kreditan­
stalten, zu denen, wie geplant ist, auch die Sparkassen 
hinzugezogen werden sollen, erfolgen. Der zwischen 
der Kreditanstalt und dem Bauherrn über die Gewäh­
rung des Zwischenkredites abzuschließende Vertrag 
soll auch die Bedingungen enthalten, zu denen das end­
gültige hypothekarische Darlehen gewährt werden 
wird. In diesem Falle wird die betreffende Real­
kreditanstalt, die das Baugeld verm ittelt hat, Pfand­
briefe ausstellen, die sie freihändig auf dem Markte 
verwerten kann, um ihrerseits wieder in der Lage z u  
sein, den Kredit an das Reich zurückzuzahlen. Die 
Kreditanstalten dürfen für die erste Hypothek nur 
Zuschläge von 0,5 v. H. Pfandbriefstempel, 2 v. H. 
Unkosten für d ie ' Herstellung und Verwaltung der 
Pfandbriefe und 2 v. H. Bonifikation für den Pfand­
briefverkauf erheben, so daß sich die tatsächliche Ver­
zinsung der ersten Hypothek unter Zugrundelegung 
des Börsenkurses der auszugebenden Pfandbriefe ein­
schließlich der nötigen Zuschläge auf etwa 9 v. H. 
stellen würde.

Nack den Ausführungsbestimmungen des oben­
erwähnten Gesetzes dürfen auf eine neuzuerrichtende 
Wohnung im Durchschnitt nicht mehr als 5000 M. ent­
fallen. Danach können mit dem zur Verfügung 
stehenden Kredit von 200 Mill. M. 40 000 neue Klein­
wohnungen geschaffen werden, von der vorläufigen  
Rate also nur 8000 Wohnungen, eine mit Rücksicht 
auf die W ohnungsnot geringe Zahl. Daß die Kredit­
gelder nicht alle auf einmal ausgeschüttet, son­
dern nur nach und nach als Baugelder hergegeben 
werden, hat seinen Grund darin, daß jedem Versuch 
der Preistreiberei auf dem Baumarkt vorgebeugt 
werden soll.

Der Reichsarbeitsminister hat im Einvernehmen 
mit einem vom Reichsrat bestellten Ausschuß 
T y p e n g r u n d r i s s e  für Wohnungen aufstellen 
lassen, die besonders den obigen Voraussetzungen 
entsprechen. Diese Grundrisse, nach Entwürfen des 
Arch. Walter H ä m e r , Berlin-Schöneberg, sind ledig­
lich als Anhalt und Richtlinien gedacht, die in jeder 
Tiefe und jeder Himmelsrichtung, auch bei Anein­
anderreihung verschiedener Typen, den städtebau­
lichen Forderungen entsprechend gruppiert, ange­
wendet werden können. Die gute Verbindung der 
Elemente der Grundrißgestaltung ergibt sich aus der 
logischen Disposition der Räume in Form eines Raum­
kreislaufes, der durch kleine Wohnungsreize, wie 
Dielenanlagen, Erker und Lauben bedingt ist. Die 
Grundgestaltung ist so, daß hierdurch der organische 
Aufbau der Fassadengestaltung möglich ist. Es 
kommen Typen für 1 bis 4 Zimmer und Küche mit 
Zubehör, wie Kammer und Bad in Frage, wobei 
1 Zimmer mind. 20 9m, die anderen mind. 14 (im, die 
Küche mind. 10 9m und die Kammer mind. 6 9m groß 
sein müssen. Diese Abmessungen entsprechen den 
ministeriellen Bestimmungen für die Beleihung mit 
einer Hauszinssteuerhypothek.

Der E i n z i m m e r t y p  (Abb. 1 und 2, S. 63) 
zeigt eine sinngemäße Gruppierung der Räume da­
durch, daß das Treppenhaus nach vorn gelegt ist. 
Hierdurch wird der Eingangsflur im Erdgeschoß ver­
mieden, da der Durchgang nach hinten durch das 
Kellergeschoß geführt wird. Diese Einschränkung 
kommt der Wohnfläche zugute. Bei Abb. 2 gruppieren 
sich alle Räume um eine kleine Diele.

Der Z w e i z i m m e r t y p  (Abb. 3, S. 63) hat 
das Treppenhaus auch vorn, so daß dahinter und 
zwischen den Zimmern pnd Nebenräumen eine Diele 
vorgesehen werden kann. Durch Verlegen des Schorn­
steinrohrblockes hinter die Treppe läßt sich in der 
dadurch entstehenden Dielennische die Garderobe ge­
schickt 'unterbringen. Ein Zimmer ist nach vorn und 
eins nach hinten gelegt worden, so daß der Grundriß 
für jede Sonnenlage verwendet werden kann.

Der Z w e i z i m m e r t y p  (Abb. 4, S. 63) ist für 
die ausgesprochene Ost-West-Richtung der Straßen 
geeignet. Alle' Nebenräume erhalten Nordlage, sämt­
liche Wohnräume liegen nach Süden. Vor der Küche 
befindet sich ein W irtschaftsbalkon, während die 
Lauben, zu je zwei vereinigt, an der Straßenfront über

Bauwirtschaft und Baurecht Nr. 10. 61



dem Hauseingang das beherrschende FM sadeanwfav 
bilden. Besonders hervorzuheben ist die wirtsc 
liehe Lage der Räume um eine Diele.

Der D r e i z i m m e r t y p  (Abb. 5, S. 63) zeiö t 
eine bessere, vornehmeret Gestaltung> bei_dei : durch 
Anlage einer vertieften Laube für jede W ohnung j 
eine Kammer entsteht. Dieses Laubenm otiv m it den 
spitz vorkragenden E rkern  gibt der Fassade die senk­
rechte Note. Außerdem ermöglichen die F lk er da. 
Vorziehen des einen Zimmers, so daß hierdurch eine
geräumige Diele entsteht.

Der D r e i z i m m e r t y p  (Abb. 6, S. 63) hat 
eine Dielenausbildung, anschließend an einen kurzen 
Flurteil, dadurch erhalten, daß Kammer und Bad 
gegenüberliegend angeordnet sind. Die Lauben sind 
so gelegt, daß sie nebeneinander eine architek- 
tonische Form bilden und so gleichzeitig eine größere 
Ausnutzung der Fläche möglich ist. Außerdem wird 
durch die spitzwinkelige Anordnung der Einblick von 
der einen in die N achbarlaube verhindert. Von großem 
wirtschaftlichen Vorteil ist die axiale Lage der ein­
zelnen Räume. .

Der V i e r z i m m e r t y p  (Abb. 7, S. 63) is t der 
ausgesprochene Reihenhaustyp ohne lange Korridore, 
dafür aber mit einer reizvollen Diele am Ende eines 
kurzen Flurteiles. In der Dielennische lassen sich 
ohne Schwierigkeiten Naragheizungen einbauen, ohne

daß dies besonders in Erscheinung tritt. Da die 
T reppe h in ten  liegt, w ird die Fassade durch das 
Laubenm otiv, N achbar an Nachbar, architektonisch 
unterbrochen. Die L age nur eines Zimmers und der 
N ebenräum e nach einer Seite und der drei anderen 
Zimmer nach der anderen  Seite kann wieder der 
Sonnenlage en tsp rechend  angew endet werden.

Eine E c k l ö s u n g  m it drei gleich gut durchliift- 
baren Zw eizim m erwohnungen an einem nach vorn 
liegenden T reppenhaus g ib t die Abb. 8, S. 63. Der 
sonst bei E cklösungen  übliche Fluraufw and ist da­
durch verm ieden w orden, daß durch eine gewisse 
Schachtelung der Räum e eine besonders gute wirt­
schaftliche A usnutzung der W ohnräum e zu den Dielen 
und F luren  erre ich t w orden ist. F ür die dritte An­
schlußw ohnung en ts te h t so eine geräum ige Diele. Jede 
W ohnung h a t eine Laube oder einen Balkon.

Eine E c k l ö s u n g  m it zwei Dreizimmer- und 
einer Zweizim m erwohnung an  einem nach hinten lie­
genden T reppenhaus, alle drei W ohnungen ebenfalls 
gu t durch lüftbar, in gew isserm aßen akademischer, auf 
Sym m etrie au fgebau te r Form , zeigt die Abb. 9, S. 63. 
Die einzigen durch die W inkellage der Treppe verur­
sachten  Räum e sind durch die Dielen und Bäder aus­
genu tzt w orden. Auf diese W eise haben alle Wohn­
räum e der d rei W ohnungen nur senkrech t zueinander 
stehende W ände. —

Ausstellungsschutz von Erfindungen!
Von Patentanwalt Dr. H a u s e r ,  Berlin.

ie Bekanntgabe einer Erfindung vor der 
Anmeldung beim Patentamt zerstört das 
Recht auf Erlangung des Patentes. Um aber 
dem Erfinder Gelegenheit zu geben, das 
Urteil des Publikums und der Fachgenossen 
vor der Anmeldung zu hören, gewährt das 

Gesetz vom 18. März 1904 Priorität auf 6 Monate nach
Schaustellung der Erfindung auf einer solchen Ausstellung,
die im Reichsgesetzblatt bestimmt ist.

In der Begründung des Gesetzes wird behaüptet, es
bestehe nicht für alle Ausstellungen das Bedürfnis eines 
zeitweiligen Schutzes, nur dann sei für inländische Aus­
stellungen das Bedürfnis eines Schutzes anzuerkennen, 
wenn sie von allgemeinerer wirtschaftlicher Bedeutung 
und von längerer Dauer sind.

Diese Beurteilung der Sachlage ist grundfalsch, denn 
es kann Vorkommen, daß auf sehr großen Ausstellungen 
nicht eine einzige Neuheit gezeigt wird, die nicht schon 
zum Patent angemeldet ist, daß aber ein solcher Fall 
gerade bei einer kleineren Ausstellung von kurzer Dauer 
vorkommt. Es kommt aber doch nur darauf an, den gut­
gläubigen Aussteller zu schützen und ihm noch die Mög­
lichkeit zu geben, trotz der Schaustellung ein Patent 
erwirken zu können.

Leider ist aber das Gesetz vom 18. März 1904 sogar 
bei Personen, Gesellschaften oder Verbänden, die sich um 
das Zustandekommen von Ausstellungen bemühen, nocii 
zu wenig bekannt und diese Unkenntnis hat dazu geführt, 
daß solche Ausstellungen nicht im „Reichsanzeiger“ be­
kanntgemacht wurden und die Schausteller von Erfin­
dungen dadurch einen außerordentlichen Schaden erlitten.

Aus diesem Grunde habe ich es für notwendig ge­
halten, die weitesten Kreise auf die Gesetzesbestimmungen 
vom 18. März 1904 aufmerksam zu machen, damit bei all 
den Ausstellungen, wo noch nicht angemeldete Neuheiten 
zur Schaustellung kommen, die Bekanntmachung erfolge 
und damit der Erfinder das Prioritätsrecht genieße.

Zur Festlegung des Prioritätsrechtes für eine aus­
gestellte Erfindung ist die Bekanntmachung der betreffen­
den Ausstellung im „Reichsanzeiger“ notwendig. Ob aber 
diese Bekanntmachung vor Eröffnung der Ausstellung, 
während derselben oder erst nachher erfolgt, ist im Sinne 
des Gesetzes vollkommen bedeutungslos, denn die Be­
kanntmachung soll nur die Tatsache, daß eine Aus­
stellung zur bestimmten Zeit und am bestimmten Ort statt­
fand, festlegen.

Das Justizministerium hat in einigen Fällen eine Be­
kanntmachung noch während der Ausstellung zugelassen, 
dagegen verweigert es grundsätzlich eine Bekanntmachung 
nach Schluß der Ausstellung. Mithin ist das Prioritätsrecht 
in allen diesen Fällen verloren, wo nicht rechtzeitig die Be­
kanntmachung der Ausstellung erfolgt ist. Dies ist für die 
Erfinder wie die Ausstellungsleitung außerordentlich wichtig.

Ausstellungen sind die besten Prüfungsstellen für 
Beurteilung der Verwertbarkeit von Erfindungen. Damit 
aber auch den Erfindern das Prioritätsrecht zufalle und die 
Ausstellungsleitung sich vor evtl. Schadenersatzansprüchen 
durch geschädigte Erfinder schütze, ist es für alle Aus­
stellungen, unabhängig von ihrer Größe, Dauer und Be­
deutung, notwendig, zu verlangen, daß die Ausstellung in 
dem hierzu bestimmten amtlichen Organ, dem Reichsgesetz­
blatt“, bekannt gemacht wird.

Die Aufwertung von Forderungen aus Lieferungs- und ähnlichen Geschäften.
Von Steuersyndikus Dr. jur. et rer. pol. B r ö n n e r ,  Berlin.

haben (Urteil des Reichsgerichts vom 21. November 1925 
IV 161/25). — Im übrigen ist folgendes zu sagen:

Hat der Schuldner die Rückzahlung bereits im ent 
wertetem Gelde vorgenommen, so ist damit das Schuld 
Verhältnis nach der Rechtsprechung des Reichsgerichts (vg 
Urteil v. 3. Dezember 1924; Band 109, S. 111) regelmäßi 
nicht schon erloschen; vielmehr liegt erst eine Teilzahlun 
vor. Dieser Grundsatz gilt aber nicht, wenn es sich ui 
weiter zurückliegende Zeiten handelt. Nach den En 
Scheidungen des Reichsgerichts (z. B. vom 1. Oktober 192' 
605)23 I) bestehen keine Ansprüche mehr, soweit das Gel 
in den Jahren 1919 bis 1921 nach dem Grundsatz „Mai 
gleich Mark“ entgegengenommen ist. Ob, wie in der Au 
Wertungsliteratur geltend gemacht, bereits für die Zeit vo 
1. Januar 1922 oder entsprechend dem Aufwertungsgese 
erst vom 15. Juni 1922 an die Aufwertungsgrundsätze Ai 
wendung finden, kann vorläufig als durch die Rech 
sprechung geklärt noch nicht angesehen werden. Ai

ie Aufwertung von Forderungen aus L i e - 
f e r u n g s g e s c h ä f t e n ,  Werk- und ähn­
lichen Verträgen richtet sich nicht nach den 
besonderen Bestimmungen des Aufwertungs­
gesetzes. Maßgebend sind vielmehr die „all-

, j— — gemeinen Vorschriften“, d. h. die auf Grund
des bürgerlichen Rechts von den Gerichten aufgestellten 
Rechtsgrundsätze.

Die noch b e i d e r s e i t s  u n e r f ü l l t e n  Verträge 
sind bei der folgenden Betrachtung unberücksichtigt ge­
blieben, da für diese auf Grund einer umfangreichen Recht­
sprechung eine besondere Auffassung gilt. Behandelt sind 
lediglich die Ansprüche des K a u f m a n n s  oder G e -
r . y . . , ®‘ r e i b e n d e n ,  der s e i n e r s e i t s  bereits e r i u H t nat.
, i n f (cht aufgewertet werden zunächst K o n t o  k o r -
v p l h r rUi " (” Tn ' dle F doch Ilicllt sclion vorliegen, wenn sich die Beteiligten gegenseitig ein Konto eröffnet
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zunehmen dürfte sein, daß die Gerichte im allgemeinen den besteht eine Bindung der Gerichte an einen H ö c h s t s a t z
letztgenannten Tag als Stichtag zugrunde legen werden 

Zu erwähnen ist noch, daß, soweit hiernach eine nach-
mangels Anwendung des Aufwertungsgesetzes n i c h t .  
Aufwertung in voller Höhe wird jedoch regelmäßig nicht

trägliche Aufwertung verlangt werden kann, ein V o r -  in Frage kommen, da, wie das Reichsgericht ausgesprochen

Abb. 1. Einzim m ertyp. 
1 Zimmer, Kammer, 

Küche und Bad.

Abb. 2. Einzimm ertyp. 
1 Zimmer, Kammer. 

Küche und Bad.
Abb. 3. Zweizimmertyp.

2 Zimmer, Kammer, Küche und Bad.

(1 : 300.)

Abb. 4. Zweizimmertyp.
2 Zimmer, Kammer, Küche und Bad.

Abb. 5. Dreizimm ertyp.
3 Zimmer, Kammer, Küche und Bad.

Aub. 6. Dreizimmertyp.
3 Zimmer, Kammer, Küche und Bad.

Abb. 7. Vierzimmertyp.
4 Zimmer, Kammer, Küche und Bad.

Abb. 8. Ecklösung. 3X2 Zimmer, Küche und Bad. 
Abb. 9 (rechts.) Ecklösung. 2X3 Zimmer, Kammer, 

Küche und Bad und 
1X2 Zimmer, Kammer, Küche und Bad.

D er 200-M illionen-Fonds des Reiches für den Kleinw ohnungsbau.

b e h a l t  des Gläubigers bei der Annahme des Geldes 
n i c h t  zu erfordern ist, da er, wie oben erwähnt, nach 
der Rechtsprechung des Reichsgerichts in diesen Fällen 
nur eine Teilleistung erhalten hat, so daß stets noch eine 
Restforderung besteht.

Was die H ö h e  der A u f w e r t u n g  anbetrifft, so

29. Mai 1926.

hat, erfahrungsgemäß niemand sein Vermögen während 
der’ Inflationszeit in seinem Goldwert hat erhalten können. 
Andererseits werden auch die Meßzahlen des Aufwertungs­
gesetzes, die eine Kombination aus Dollarkurs und Groß­
handelsindex darstellen, nicht immer einen geeigneten 
Maßstab bilden. Mit Rücksicht auf die besonders in der
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" « S ' E t s i S :
ein längerer Zeitraum lag, geltend gemacht werueu ,
daß bereits an dem letzteren Zeitpunkt der vereinbarte Bc

o f tder Ausführung stattfinden müssen. Bei (Ie:r Berechnu g 
der Aufwertung muß dann von der höheren Foiderung 
Papiermark an diesem Tage ausgegangen werden.

Die — hiernach erforderlichenfalls erhöhte — Forde 
rung aus dem Lieferungs- oder Werkverträge ist, wie aus­
geführt, nach einem geeigneten Maßstab ™ ^ h n e n 
Hiervon ist dann der sogenannte „Entwertungsfaktor 1 
Abzug zu bringen. Um den Schaden zu g l e i c h e n  
Teilen unter die Parteien zu verteilen, erkennen die Ge­
richte am häufigsten auf 50 v. H. des, errechneten Gold 
markbetrages. Im einzelnen Falle kann aber sehr 
ein anderer Ausgleich der Billigkeit entsprechen.

Über die Aufwertung eines Restkaufgeldes aus der 
V o r k r i e g s z e i t  hat sich das Kammergericht in einem 
Urteil vom 25. September 1925 (14 U 4561/25), wie folgt 
iiusff 6sprocli6n. .

„Es handelt sich bei der Klageforderung um eine

K a u f p r e i s f o r d e r u n g  aus der V o r k r i e g s z e i t .  
Mit Rücksicht auf die durch die Inflation eingetretene all­
gemeine \  erarmung erscheint es nicht gerechtfertigt, eine 
solche zum vollen Goldmarkbetiage aufzuwerten. Wenn 
die Klägerin auch die Bedürftigere von beiden Parteien 
sein mag, so ist doch auch nicht anzunehmen, daß die 
Beklagte, als Inhaberin eines kleinen Pensionats ein erheb­
liches Einkommen hat. Wenn man daher auch in Betracht 
zieht, daß die Beklagte seinerzeit die Einrichtungsgegen­
stände von der Klägerin geliefert erhalten und zum Be­
triebe ihres Pensionats die ganze Zeit benutzt hat, und 
wenn man ferner auch die gesunkene Kaufkraft der Gold­
mark berücksichtigt, so erscheint doch nach den persön­
lichen Verhältnissen beider Teile eine höhere Aufwertung 
als auf 60 v. H. nicht angängig.“

Selbst wenn sich der S c h u l d n e r  bei der Zahlung 
der entwerteten Papiermarksumme in V e r z u g  befand, 
wird er dem Gläubiger gegenüber einwenden können, daß 
auch dieser bei früherer Zahlung sein Geld nicht voll­
ständig vor der Entwertung habe schützen können. Doch 
kann der in V e r z u g  befindliche Schuldner nicht geltend 
machen, daß er selbst durch die Geldentwertung geschädigt 
worden sei.

Zum Schluß ist darauf hinzuweisen, daß zur Ent­
scheidung für die Ansprüche aus Lieferungs- und Werk­
verträgen die o r d e n t l i c h e n  G e r i c h t e ,  nicht die 
Aufwertungsstellen zuständig sind; die Beteiligten können 
jedoch, sofern sie sich gütlich nicht untereinander einigen, 
die Zuständigkeit der Aufwertungsstellen vereinbaren.

W ohnungsbau.
Bewilligung der Hauszinssteuerhypothek durch die 

Stadt Berlin. Die Wohnungsfürsorgegesellschaft Berlin m.
b. H. hat mit der Vergabe von Hauszinssteuerhypotheken 
aus den Mitteln des Jahres 1926 begonnen. Verschiedene 
Erfahrungen in der letzten Zeit geben ihr zu dem Hinweis 
Veranlassung, daß eine beantragte Hauszinssteuerhypothek 
erst mit Zufertigung eines von zwei Geschäftsführern Unter­
zeichneten Schlußscheins rechtsverbindlich zugesagt ist. — 

Entscheidung höherer Gerichte.
Der Architekt als Kläger ohne Vollmacht. ( E n t ­

s c h e i d u n g  d e s  O b e r v e r w a l t u n g s g e r i c h t s . )  
Nach § 127 des Landesverwaltungsgesetzes findet gegen 
polizeiliche Verfügungen der Orts- und Kreisbehörden die 
Beschwerde Statt. Gegen den in letzter Instanz ergangenen 
Bescheid des Regierungspräsidenten bzw. OberpTäsidenten 
findet die Klage beim Oberverwaltungsgericht statt. Wegen 
Bebauung eines Grundstücks des Eigentümers R. hatte 
der Architekt A. an ein Baupolizeiamt eine Voranfrage 
gerichtet. Als der Architekt einen ablehnenden Bescheid 
erhielt, erhob er nach fruchtloser Beschwerde Klage beim 
Oberverwaltungsgericht, welches die Klage abwies und u. a. 
ausführte, da der Architekt von dem Grundstückseigen­
tümer keine Vollmacht beigebracht habe, müsse er selbst 
als Kläger angesehen werden. Zur Erhebung von Klagen 
gegen polizeiliche Verfügungen wäre der Architekt nur 
dann befugt gewesen, wenn er infolge der Aufrechterhaltung 
der für ein fremdes Grundstück ausgesprochenen Bau­
beschränkung in seinen Rechten verletzt worden wäre. Dies 
sei aber nicht ersichtlich. Unerheblich sei es, wenn der 
Architekt erkläre, er verlange mit Rücksicht auf andere 
Baufälle eine Nachprüfung der Angelegenheit. Eine Popu­
larklage für jedermann sei mit wenigen Ausnahmen dem 
Verwaltungsrecht in Preußen fremd. Wegen mangelnder 
Klagevoraussetzung müsse die Klage abgewiesen werden. 
(IV. A. 35. 24). — 0. M e 1 d n e r.

Rechtsauskunft.
Arch. D. in K. ( A u f w e r t u n g  v o n  U n t e r n e h m e r ­

f o r d e r  u n  g e n  a u s  d e r  I n f l a t i o n s z e i t . )
Ob Sie eine Aufwertung der im Mai 1921 entstandenen For­

derung von 425 000 M. ( =  rd. 30 000 GM.), die von Februar bis
Mai 1923 durch Zahlungen von 450 000 M. ( =  rd. 80 GM.) be­
glichen und für abgegolten erklärt worden ist, verlangen können, 
ist gemäß § 62 des Aufwertungsgesetzes nach den allgemeinen 
Vorschriften des B. G. B., nicht nach dem Aufwertungsgesetz 
zu entscheiden. § 62 des Aufwertungsgesetzes, wonach die nach 
dem 15. Juni 1922 getroffene Vereinbarung, in der Sie sich durch 
Zahlung von 450 000 M. für abgefunden erklärt haben, dem Auf­
wertungsanspruch nicht entgegenstehen würde, kommt also nicht 
zur Anwendung (die Ansprüche gemäß § 62 sind im § 67, Abs 1 
des Aufwertungsgesetzes ausdrücklich ausgenommen). '

Nach den Bestimmungen des B. G. B. ist ein Aufwertungs­
anspruch wegen der erfolgten Abgeltungserklämng zwar zweifel­
haft, aber nicht aussichtslos. Er ließe sich dahin begründen: Sie 
haben zwar die zur Erfüllung geleistete Zahlung vorbehaltslos 
und ausdrücklich als Erfüllung angenommen. Diese Leistung be­
stand in der Entrichtung der Vergütung im Papiermarkbetrage. 
Sie stellte tatsächlich eine Bewirkung der „geschuldeten
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konnte, wie das Reichsgericht in R. G. Z. Band 107, S. 78 aus­
führlich dargelegt hat und seitdem in ständiger Rechtsprechung 
anerkannt hat (vgl. auch Entsch. des R. G. Band 109, S. 111), 
auch schon vor dem Erlaß der Dritten Steuernotverordnung 
(14. 2. 1924) wegen der starken Entwertung des deutschen 
Papiergeldes eine Aufwertung seiner Forderung beanspruchen.
Au! die Unvoliständigkeit der Leistung kann sich, wie 
§ 363 B. G. B. ergibt, der Gläubiger auch dann berufen, wenn er 
eine ihm als Erfüllung angehotene Leistung als Erfüllung an­
genommen hat; er muß nur seinerseits in diesem Falle be­
weisen, daß sie eine unvollständige gewesen ist. Dieser Nach­
weis erübrigt sich vorliegend durch die anerkannte Entwertung 
der Papiermark zur Zeit der Zahlung.

Der Schuldner könnte m. E. dem nicht entgegenhalten, daß 
eine Willenseinigung darüber bestanden habe, daß die Schuld 
durch die gewährte Leistung getilg t sein sollte. Der Schuldner 
mag angenommen haben, daß er mit der Zahlung die von ihm 
geschuldete Leistung bewirkte; daß er damals aber eine be­
sondere dahingehende Vereinbarung hätte treffen und von Ihnen 
als Aufgabe des Rechts auf etwaige Aufwertung hätte verlangen 
sollen, kann nicht ohne weiteres angenommen werden, weil er 
nach dem Stande der damaligen Rechtsprechung, die die Auf­
wertung einer Forderung noch nicht zugelassen hatte, keinen 
Anlaß zu einer besonderen, dahingehenden Abrede hatte. Ebenso­
wenig lag eine solche Vereinbarung, die den Verzicht auf einen 
etwaigen Aufwertungsanspruch bedeutet, in Ihrem Willen. Sie 
haben die Zahlung als Erfüllung angenommen nur aus dem 
Grunde, weil sie sich damals noch nicht im klaren waren, daß 
Ihnen rechtlich der Anspruch auf Aufwertung zustand. Wenn Sie 
aber an Ihren Aufwertungsanspruch zu jener Zeit seihst nicht 
glaubten, so kam es für Sie gar nicht in Frage, auf diesen zu 
verz ich ten  oder dem Schuldner seine Aufwertungspflicht ver­
traglich zu erlassen. Zu einer solchen Vereinbarung hätte ein 
Anlaß allenfalls V orgelegen , wenn die Rechtslage für zweifehaft 
angesehen worden wäre; das war aber doch bei dem Vorliegen 
des Schuldscheins nicht der Fall.

Es wäre also die Rechtslage die, daß der Schuldner Ihnen 
lediglich einen Teil der geschuldeten Leistung gewährt, seiner 
Aufwertungspflicht aber nicht genügt hätte , und dieser noch jetzt 
genügen muß.

Bezüglich der Höhe des Aufwertungsanspruchs ist aus­
zugehen von dem Goldwert der im Mai 1921 festgesetzten Ver­
gütung von 425 000 M. (rd. 30 000 GM.), abzüglich des Gold­
wertes der Rückzahlungsbeträge (rd. 80 GM.).

Es ist aber die Tatsache zu berücksichtigen, daß auch bei 
rechtzeitiger Zahlung der Betrag Ihnen in  der Inflationszeit er­
heblich entw ertet wäre, so daß nur eine Aufwertung in dem Um­
fange gefordert werden kann, in dem Sie nachweislich Ihr 
sonstiges Vermögen vor Entw ertung haben schützen können, 
oder, falls Sie kein nennenswertes Vermögen gehabt haben 
sollten, dies vermutlich der Fall gewesen wäre. Die Entscheidung 
erfolgt aus wirtschaftlichen (nicht rechtlichen) Gesichtspunkten, 
unter weitgehender Berücksichtigung der VermögeitsverhältnisJe 
der Parteien, und der Frage, inwieweit der Schuldner den Gegen­
wert Ihrer Forderung noch w ertbeständig erhalten hat. Der in 
einzelnen Entscheidungen zugebilligte Prozentsatz schwankt dem­
gemäß zwischen 15 und 75 v. H. Dr. Paul Glaß, Berlin.

In halt: Der 200 Millionenfonds des R eiches für den Klein­
wohnungsbau. — A usstellungsschutz von Erfindungen. — Die 
Aufwertung von Forderungen aus L ieferungs- und ähnlichen 
Geschäften. — W ohnungsbau. — E ntscheidung höherer Ge­
richte. — R echtsauskunft. —

Verlag der Deutschen Bauzeitung, G. m. b. H. in Berlin.
Für die Redaktion verantwortlich: F r i t z  E i s e l e n  in Berlin.

Druck: W. B ü x e n  s t e i n ,  Berlin SW 48.

Nr. 10


